
� Stadt Zürich 
�lf/A Gemeinderat GR Nr. 2015/ 18 

21.Januar 2015 

Motion von Min Li Marti (SP) 
und Jean-Daniel Strub (SP) 

Der Stadtrat wird beauftragt, dem Gemeinderat eine Vorlage zu unterbreiten, welche eine Ände­
rung von Art. 70 lit. e der Verordnung über das Arbeitsverhältnis des städtischen Personals (PR; 
AS 177.100) sowie der relevanten Artikel (121-134) der Ausführungsbestimmungen zur Verord­
nung über das Arbeitsverhältnis des städtischen Personals (AB PR; AS 177 .101) vorsieht, im 
Sinne, dass 

1. der Anspruch der männlichen Angestellten auf bezahlten Vaterschaftsurlaub mindestens 
vier Wochen beträgt, wobei der heutige Anspruch der Mütter auf Mutterschaftsurlaub be­
stehen bleibt, 

2. dieser Anspruch während eines Jahres nach der Geburt des Kindes besteht und der Va­
terschaftsurlaub Teilzeit und in Raten bezogen werden kann, 

3. die Elternteile, sofern sie beide städtische Angestellte sind, den kumulierten Mutter­
schafts- und Vaterschafts- bzw. Adoptionsurlaub unter sich aufteilen können, wobei für 
Mütter nach der Geburt eine Mindestbezugsdauer gemäss dem gesetzlichen Minimum gilt 
und der Vater mindestens vier Wochen zu beziehen hat, 

4. ein Elternurlaub für städtische Angestellte (Väter und Mütter) im Sinne eines Anspruchs 
auf unbezahlten Urlaub von einem Jahr eingeführt wird, wobei der Elternurlaub bis spätes­
tens fünf Jahre nach Geburt des Kindes und Teilzeit bezogen werden kann, 

5. die Urlaube auch gleichgeschlechtlichen Eltern zustehen, 

6. sämtliche Bestimmungen auch für den Fall der Adoption gelten. 

Begründung 

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und die Verteilung von Erwerbs- und Betreuungspflich­
ten gehören zu den grössten gesellschaftspolitischen Herausforderungen. Der Urlaub bei Mut­
terschaft ist mittlerweile geregelt und im Gesetz vorgeschrieben. Der Vaterschaftsurlaub ist von 
der Grosszügigkeit des Arbeitsgebers abhängig. Ein Teil des Mutterschaftsurlaubs ist für den 
Aufbau der Beziehung zum Kind vorgesehen, das ist aber für den Vater genauso essentiell wie 
für die Mutter. Mit einer verbesserten Regelung, die sich beispielsweise an den Gegebenheiten 
und Erfahrungen der Städte Genf und Bern orientiert und ebenfalls die Forderung nach einem 
Anspruch auf Pensenreduktion gemäss Postulat 2015/13 umfassen soll, kann die Stadt Zürich 
als fortschrittliche Arbeitgeberin zu einer Weiterentwicklung der geltenden Regeln betreffend 
Vaterschaftsurlaub und Elternzeit beitragen. Da in der Stadt Zürich auch immer mehr gleichge­
schlechtliche Paare gemeinsam Kinder haben, sollen die Bestimmungen analog auch für diese 
gelten. 


